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Artikel 2 NKFWG – Änderung der Kreisordnung (KrO NRW) 
 
§ 56a KrO – Ausgleichsrücklage 
 
Änderungen: 
 
§ 56a erhält folgende Fassung: 
 
In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage 
zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als 
gesonderter Posten des Eigenkapitals 
anzusetzen. Der Ausgleichsrücklage 
können Jahresüberschüsse durch Be-
schluss des Kreistages zugeführt wer-
den, soweit ihr Bestand nicht den 
Höchstbetrag von einem Drittel des 
Eigenkapitals erreicht hat. 
 

 
Alte Fassung: 
 
 
 
In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage 
zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als 
gesonderter Posten des Eigenkapitals 
anzusetzen. Sie kann in der Eröff-
nungsbilanz bis zur Höhe eines Drit-
tels des Eigenkapitals gebildet wer-
den, höchstens jedoch bis zur Höhe ei-
nes Drittels der jährlichen Kreisumlage 
und der allgemeinen Zuweisungen. Die 
Höhe der Einnahmen nach Satz 2 be-
misst sich nach dem Durchschnitt der drei 
Haushaltsjahre, die dem Eröffnungsbi-
lanzstichtag vorangehen. Der Aus-
gleichsrücklage können Jahresüber-
schüsse durch Beschluss des Kreis-
tages zugeführt werden, soweit ihr 
Bestand nicht den in der Eröffnungsbi-
lanz zulässigen Betrag erreicht hat. 
 

 
 
Artikel 7 NKFWG – Änderung der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO 
NRW) 
 
§ 35 GemHVO – Abschreibungen 
 
Änderungen: 
 
Der Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
 
(5) Außerplanmäßige Abschreibungen 
sind bei einer voraussichtlich dauernden 
Wertminderung eines Vermögensgegens-
tandes des Anlagevermögens vorzuneh-
men, um diesen mit dem niedrigeren 
Wert anzusetzen, der diesem am Ab-
schlussstichtag beizulegen ist. Bei Fi-
nanzanlagen können außerplanmäßige 
Abschreibungen auch bei einer voraus-
sichtlich nicht dauernden Wertminderung 
vorgenommen werden. Außerplanmäßige 
Abschreibungen sind im Anhang zu erläu-
tern. 
 

 
Alte Fassung: 
 
 
 
(5) Außerplanmäßige Abschreibungen 
sind bei einer voraussichtlich dauernden 
Wertminderung eines Vermögensgegens-
tandes des Anlagevermögens vorzuneh-
men. Sie können bei Finanzanlagen 
vorgenommen werden, um diese mit 
dem niedrigeren Wert anzusetzen, der 
diesen am Abschlussstichtag beizule-
gen ist. Außerplanmäßige Abschreibun-
gen sind im Anhang zu erläutern.  
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§ 43 GemHVO – Weitere Vorschriften zu einzelnen Bilanzposten 
 
Änderungen: 
 
Der Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 
„(3) Erträge und Aufwendungen aus 
dem Abgang und der Veräußerung von 
Vermögensgegenständen nach § 90 
Absatz 3 Satz 1 der Gemeindeordnung 
sowie aus Wertveränderungen von 
Finanzanlagen sind unmittelbar mit der 
allgemeinen Rücklage zu verrechnen. 
Die Verrechnungen sind im Anhang zu 
erläutern.“ 
 

 
Alte Fassung: 
 
 
 
(3) Werden Ermächtigungen für Aufwen-
dungen gem. § 22 übertragen, ist in de-
ren Höhe im Eigenkapital eine zweckge-
bundene Deckungsrücklage anzusetzen. 
Die Auflösung ist entsprechend der Inan-
spruchnahme oder mit Ablauf der Verfüg-
barkeit der Ermächtigungen vorzuneh-
men. In Höhe der nicht in Anspruch ge-
nommenen Ermächtigungen ist diese 
zweckgebundene Rücklage durch Um-
schichtung in die allgemeine Rücklage 
aufzulösen. 
 

 
 
Artikel 8 NKFWG – Übergangsregelungen zu den Artikeln 1 bis 7 
 
§ 3 Jahresüberschüsse der Vorjahre 
 
Jahresüberschüsse der Vorjahre des 
Haushaltsjahres 2012, die der allgemei-
nen Rücklage zugeführt wurden, können 
im Jahresabschluss des Haushaltsjahres 
2012 der Ausgleichsrücklage zugeführt 
werden, soweit ihr Bestand nicht den 
Höchstbetrag von einem Drittel des Ei-
genkapitals erreicht hat. 
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